


Durchführungsplan Nr. 8
Ergänzungsplan Nr. 1

Redaktionelle Anmerkung:     Rechtskraft  12.09.1960

Erläuterungsbericht

zum Ergänzungsplan Nr. 1 des Durchführungsplanes Nr. 8 der Stadt Neuß

Im Ergänzungsplan Nr. 1 ist die Fluchtlinie an der Einfahrt zum Omnibusbahnhof um ca. 3,00 m 
zurückverlegt worden gegenüber der Fluchtlinie im Durchführungsplan Nr. 8. Der wachsende Verkehr auf 
dem Omnibusbahnhof hat diese Maßnahme nötig gemacht.

Die neue Bebauung soll sich in Form und Dachneigung der vorhandenen Bebauung anpassen.





Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan 332 
- An der Münze - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 30.07.1988 Es gilt die BauNVO 1977 

Von den gemäß § 7 (2) 2 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetrieben und Vergnügungs-
stätten sind gemäß §1(5 und 9) BauNVO ausgeschlossen: 

Stehimbisse, die nicht im Zusammenhang mit einer Verkaufsstätte oder einer 
Gaststätte stehen, Sex-Shops, Spielhallen, Sex-Kinos, Peep-Shows, Striptease-
Shows, Eros-Center und Dirnenunterkünfte. 





Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 430 
- Kernstadt (Vergnügungsstätten) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 02.06.2003 Es gilt die BauNVO 1990 

Art der baulichen Nutzung 

Von den unter § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 7 Abs. 2 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgeführten 
Vergnügungsstätten sind 
- Spielhallen und andere Unternehmen im Sinne der §§ 33d und 33i der Gewerbeordnung und 
- Einrichtungen, deren Zweck auf Darstellungen und Handlungen mit sexuellem Charakter, ins-

besondere der Schaustellung von Personen im Sinne des § 33a Gewerbeordnung, ausgerichtet ist, 
gem. § 1 Abs. 9 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

Eine Erweiterung der bestehenden Unternehmen ist um bis zu 20% der Bruttogrundfläche gem.  
DIN 277 zulässig. 

Die vorgenannten Nutzungen können ausnahmsweise ab dem 1. Obergeschoß zugelassen werden, 
wenn 
- die Wohnruhe in der näheren Umgebung nicht gestört wird, 
- denkmalgeschützte Bauwerke, Ensembles und Plätze in der näheren Umgebung nicht beein-

trächtigt werden und 
- o. g. Betriebe im Gebäude oder in der näheren Umgebung nicht vorhanden sind. 

Unter näherer Umgebung sind die straßenseitig angrenzenden und die straßenseitig gegenüber-
liegenden Grundstücke zu verstehen. 

Wohnungen sind ab dem 1. Obergeschoß gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO in Verbindung mit  
§ 7 Abs. 2 Nr. 7 der BauNVO generell zulässig. 




